
Die oft vertretene Meinung,
es sei erforderlich und aus-

reichend, den Patienten am
Vortag eines beabsichtigten dia-
gnostischen oder therapeutischen
Eingriffs über dessen Risiken auf-
zuklären, trifft nicht immer zu. Viel-
mehr gibt es durchaus Fälle, in de-
nen die Aufklärung früher erfolgen
muss oder später erfolgen darf,denn
der richtige Zeitpunkt der Auf-
klärung kann nicht generell, son-
dern nur auf Grund der Umstände
des Einzelfalls abschließend be-
stimmt werden. Dennoch ist es für
die ärztliche Praxis hilfreich, ihn für
atypische Fallgruppen zu erörtern.

Allgemein gilt: Der Patient ist
vor dem beabsichtigten Eingriff so
rechtzeitig über dessen Erfolgsaus-
sichten und Risiken aufzuklären,
dass er ohne zeitlichen Druck die
für und gegen den Eingriff spre-
chenden Gründe abwägen und da-
durch seine Entscheidungsfreiheit
und sein Selbstbestimmungsrecht
wahren kann.

Allerdings macht nicht jede späte
Aufklärung die Einwilligung in eine
ärztliche Behandlung unwirksam.
Vielmehr hat der Patient in der Re-
gel darzulegen, weshalb ihn der spä-
te Zeitpunkt der Aufklärung in sei-
ner Entscheidungsfreiheit und sei-
nem Selbstbestimmungsrecht beein-
trächtigt hat. An diese Substantiie-
rungslast dürfen aber keine zu ho-
hen Anforderungen gestellt werden,
weil die Lebenserfahrung oft eine
Einschränkung der Entscheidungs-
freiheit nahelegt, ohne dass der Pati-
ent hierzu näher vortragen muss.

Vor einem Eingriff kann die Ent-
scheidungsfreiheit des Patienten
beispielsweise durch eine zu kurze
Überlegungsfrist, durch Schmerzen
und Prämedikation, durch psychi-
sche Belastung oder durch organi-
satorischen Druck im Krankenhaus
beeinträchtigt sein. Patienten, die
durch stationäre Aufnahme in den
Krankenhausbetrieb eingegliedert
sind, haben erfahrungsgemäß im Ver-
gleich zu ambulant behandelten Pati-
enten größere Hemmungen, sich ge-
gen einen beabsichtigten Eingriff zu
entscheiden. Solche Erfahrungssätze
hat das Gericht in seine Würdigung
einzubeziehen.

Stationäre Krankenhausbehandlung

Der Bundesgerichtshof hat ent-
schieden, dass vor einer in stationä-
rer Krankenhausbehandlung beab-
sichtigten Operation – von Notfäl-
len abgesehen – die Aufklärung
grundsätzlich schon dann vorzuneh-
men ist, wenn der Arzt zu dem Ein-
griff rät und mit dem Patienten ei-
nen festen Operationstermin ver-
einbart. Als verspätet angesehen
wurde beispielsweise die erst am
Vortag erfolgte Aufklärung über die
Risiken einer Bypass-Operation,
und zwar auch im Hinblick auf die
mit dem schweren Eingriff verbun-
denen erheblichen psychischen Be-
lastungen.

Bestehen vor einer Entbindung
deutliche Anzeichen dafür, dass eine
Schnittentbindung notwendig oder
als Alternative zur vaginalen Entbin-
dung in Betracht kommen wird, muss

die Mutter über die unterschiedli-
chen Risiken der Entbindungsme-
thoden aufgeklärt werden, bevor
starke Wehen oder die Wirkung von
Schmerzmitteln ihre Entscheidungs-
fähigkeit beeinträchtigen.

Bei „normalen“, nämlich kleine-
ren, risikoarmen oder weniger ein-
schneidenden Eingriffen ist dage-
gen auch bei stationär behandelten
Patienten eine Aufklärung am Vor-
tag – nicht am Vorabend – der Ope-
ration regelmäßig ausreichend. Als
rechtzeitig angesehen wurde die
Aufklärung am Vortag einer Mittel-
ohroperation, einer dringlichen
Ausräumung eines Bandscheiben-
vorfalls bei einem trotz erheblicher
Schmerzen geistig aufnahmefähi-
gen Patienten und bei einer Leis-
tenbruchoperation, wenn der Pati-
ent die Operation am folgenden Ta-
ge aus besonderen Gründen
wünschte.

Die Aufklärung am Vorabend der
Operation ist regelmäßig verspätet,
weil der Patient zu diesem Zeitpunkt
erfahrungsgemäß die ihm mitgeteil-
ten neuen Tatsachen nicht mehr ver-
arbeiten kann, sondern mit der ihm
übertragenen Entscheidung überfor-
dert ist und kaum noch das Selbstbe-
wusstsein hat, seine grundsätzlich er-
klärte Bereitschaft zur Operation auf
Grund des Inhalts der Aufklärung zu
widerrufen.

Auf Grund dieser höchstrichter-
lichen Rechtssprechung hat auch
das Oberlandesgericht Düsseldorf
eine Risikoaufklärung am Vor-
abend einer Strumektomie als re-
gelmäßig verspätet angesehen.
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Wann muss der Patient 
aufgeklärt werden?
Der richtige Zeitpunkt der Aufklärung kann nicht generell, sondern nur auf Grund 
der Umstände des Einzelfalls abschließend bestimmt werden.

von H. Dieter Laum*
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Bei größeren ambulanten Ope-
rationen mit erheblichen Risiken ist
die Aufklärung ebenso frühzeitig
vorzunehmen wie bei stationär auf-
genommenen Patienten.

Solche Fälle werden mit dem
Fortschritt der Operationstechnik
und unter dem Postulat des Grund-
satzes „ambulant vor stationär“
künftig weiter zunehmen.

Ambulante Behandlung

Selbstverständlich werden aber
auch künftig viele kleinere und we-
niger riskante diagnostische und
therapeutische Eingriffe ambulant
vorgenommen werden. Bei ihnen
reicht es aus, die Aufklärung am Tag
des Eingriffes vorzunehmen.

Dabei dürfen dem Patienten aber
nicht nur der Eingriff und seine Ri-
siken beschrieben werden.Vielmehr
muss ihm durch die Art und Weise
der Aufklärung verdeutlicht wer-
den, dass ihm die Aufklärung die ei-
genständige Entscheidung ermögli-
chen soll, ob er den Eingriff durch-
führen lassen will oder nicht.

Deshalb sollte der Arzt die Auf-
klärung von dem Eingriff zeitlich
deutlich absetzen und dem Patien-
ten auch sagen, dass er Bedenkzeit
habe. Wird dem Patienten der Ein-
druck vermittelt, sich nicht mehr aus
einem bereits in Gang gesetzten
Geschehensablauf lösen zu können,
ist die Aufklärung verspätet.

Gerichte haben dies angenom-
men, wenn die Aufklärung vor einer
Myelographie, einer laparoskopi-
schen Tubensterilisation  oder einer
Karpaltunnelspaltung erst vor der
Tür des Operationssaales oder im
Untersuchungsraum erfolgte. Dage-
gen ist die unmittelbar vor einer
Herzkatheteruntersuchung durch-
geführte Aufklärung in einem Fall
als rechtzeitig angesehen worden, in
dem der Patient eine hinreichende
Überlegungsfrist hatte, weil er
schon durch seinen Hausarzt bera-
ten worden und deshalb schon seit
längerer Zeit entschlossen war, den
Eingriff durchführen zu lassen.

Der Patient kann auf die Be-
denkzeit auch wirksam verzichten.

Das gilt aber nur, wenn ihm klar ge-
macht wird, dass er frei entscheiden
kann und nicht unter Zeitdruck
steht.

Empfehlungen

Um das Selbstbestimmungsrecht
des Patienten zu achten und sich
selbst vor Vorwürfen zu schützen,
sollten Ärzte die von der Recht-
sprechung für Regelfälle geforder-
ten Aufklärungszeitpunkte mög-
lichst einhalten. Namentlich sollten
sie bei Patienten in stationärer Be-
handlung die Aufklärung vor größe-
ren Eingriffen schon bei der Termi-
nierung und vor kleineren Eingrif-
fen spätestens am Nachmittag des
Vortages vornehmen.

Stets muss dem Patienten ver-
deutlicht werden, dass ihm die Auf-
klärung die eigenständige Entschei-
dung ermöglichen soll, ob er den
Eingriff vornehmen lassen will oder
nicht. Bei kleineren ambulanten
Operationen darf die Aufklärung

zwar noch am Tage des Eingriffs
vorgenommen werden. Jedoch muss
zwischen Aufklärung und Eingriff
eine deutliche Bedenkzeit liegen,
wenn der Patient darauf nicht – oh-
ne Druck – verzichtet.

Abweichungen vom regelmäßi-
gen Zeitpunkt der Aufklärung sind
je nach den Umständen des Einzel-
falls möglich, aber für den Arzt ris-
kant, weil sich eine gerichtliche Ein-
zelfallentscheidung nicht sicher pro-
gnostizieren lässt. Ein verantwor-
tungsbewusster Arzt wird solche Ri-
siken im Interesse des Patienten
eingehen, wenn er das nach gründli-
cher Prüfung für notwendig hält.
Die Gründe für eine Abweichung
vom Regelzeitpunkt sollte er sorg-
fältig dokumentieren. Eine gute
Dokumentation ist die beste Scha-
densprophylaxe. Geistig aufnahme-
fähige Patienten sollte er fragen, ob
sie weitere Bedenkzeit wünschen.

Literaturangaben liegen der 
Redaktion vor.
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Gebietsgrenze definiert 
ärztliches Tätigkeitsfeld
Nach einem Urteil des Bundessozialgerichts sind Leistun-
gen nach Nr. 2935 (Neurolyse) und Nr. 2960 EBM (operati-
ve Denervation der kleinen Wirbelgelenke) für Anästhesi-
sten als fachfremde Leistungen nicht abrechnungsfähig.

von Kerstin Nowas und Robert Schäfer*

Ein Urteil des Bundessozialge-
richts (BSG) vom 29.9.1999
gibt Aufschluss über die

Grundzüge der Rechtsprechung der
Sozialgerichte zum Thema „Fach-
fremdheit“ ärztlicher Leistungen in
der vertragsärztlichen Versorgung.

Zunächst hatte das Sozialgericht
Düsseldorf mit Urteil (S 2 Ka 97/96)
vom 18.12.1996 einen Berichti-
gungsbescheid der Kassenärztlichen
Vereinigung Nordrhein (KVNo)

aufgehoben. Darin hatte die KV ei-
nem niedergelassenen und zur ver-
tragsärztlichen Versorgung zugelas-
senen Anästhesisten die zur Abrech-
nung gestellten Ziffern 2935 und
2960 EBM sowie die Zuschlagszif-
fern 81 und 82 EBM gestrichen. Das
Sozialgericht verurteilte die KVNo,
dem Anästhesisten die gestrichenen
Leistungen nachzuvergüten.

Gegen dieses Urteil legte die
KVNo Berufung ein.Das Landesso-
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